
1. Statement – Siegfried Kaldewey und Katja Udolph – vorgetragen auf der Demo in Hannover am 
10.05.2026

Ich darf an dieser Stelle ein Statement abgeben von Herrn Kaldewey dem Initiator der Bundestagspetition 
und mir.

Hinter dieser Petition steht kein Verband und keine Kampagne, sondern die Erfahrung eines betroffenen 
Menschen, der erleben musste, wie schwierig der Zugang zu psychotherapeutischer Versorgung 
inzwischen geworden ist.

Der Initiator der Petition, Siegfried Kaldewey, hat die Eingabe bewusst anonym eingereicht, um seine 
Privatsphäre zu schützen und gleichzeitig eine parlamentarische Befassung mit dem Thema anzustoßen.

Die Petition hat – und das ist an dieser Stelle tatsächlich historisch! - innerhalb weniger Tage mehr als 
100.000 Mitzeichnungen erreicht. Das zeigt, dass es sich nicht um einen Einzelfall handelt, sondern um ein 
Thema mit breiter gesellschaftlicher Relevanz.

Er lebt mit einer schweren Sehbehinderung und war nach erheblichen gesundheitlichen Belastungen selbst 
dringend auf psychotherapeutische Unterstützung angewiesen. Trotz akuter Belastung musste er über viele 
Monate nach einem Therapieplatz suchen.

Aufgrund seiner starken Sehbehinderung wird es ihm nicht persönlich möglich sein vor den Ausschuss 
treten.

Ich vertrete ihn aufgrund meiner persönlicher Erfahrung als ehemalige Patientin.

Gemeinsam möchten wir deutlich machen:

Psychotherapeutische Versorgung ist kein Luxus, sondern ein zentraler Bestandteil gesundheitlicher 
Daseinsvorsorge.

Lange Wartezeiten, Unsicherheit in der Versorgung und strukturelle Verschlechterungen treffen besonders 
diejenigen, die ohnehin bereits stark belastet oder auf Unterstützung angewiesen sind.

Es kann nicht sein, dass gesellschaftliche und strukturelle Probleme am Ende auf Kosten der Schwächsten 
ausgetragen werden — insbesondere nicht auf Kosten von Kindern, Jugendlichen und psychisch belasteten 
Menschen.

Ebenso darf die notwendige Stabilisierung der Gesundheitsfinanzen nicht einseitig zulasten der 
psychotherapeutischen Versorgung erfolgen. Die Gesundheitskosten müssen gesellschaftlich fair verteilt 
werden, anstatt bestehende Versorgungsprobleme durch weitere Einsparungen zusätzlich zu verschärfen.

Gerade im Bereich der psychischen Gesundheit wäre ein solcher Weg aus unserer Sicht das falsche Signal.

Die hohe Zahl der Mitzeichnungen verstehen wir deshalb als deutliches Zeichen dafür, dass viele Menschen 
eine ernsthafte parlamentarische Befassung mit der Versorgungssituation erwarten.

Ich bin ihm sehr dankbar für das Vertrauen, das er mir geschenkt an, in dem er mich für seine Vertretung 
vor dem Petitionsausschuss des Deutschen Bundestages vorgeschlagen hat. Ich hoffe auf tatkräftige 
Unterstützung im Sinne einer Großdemo an diesem Tag!

Besonders bewegt mich dabei, dass dieses Vertrauen aus einem sehr persönlichen Austausch entstanden 
ist. Überzeugt habe ich ihn von mir als Person, in dem ich ihm einfach meine ganz persönliche Geschichte 
erzählt habe. Ich hoffe also, als ehemalige Patientin mit mehrfacher Therapieerfahrung in fast allen 
Richtlinienverfahren vor den Ausschuss treten zu dürfen.



Unterstützt wird die Anhörung falls möglich zudem von fachlichen Vertreterinnen und Vertretern aus dem 
Bereich der Psychotherapie. Vorgesehen ist unter anderem die Mitwirkung der Präsidentin der 
Bundespsychotherapeutenkammer, Dr. Andrea Benecke. Darüber hinaus bemühen wir uns um die 
Einbindung von Dr. Enno Maaß als Vertretung der KBV.

Für das entgegengebrachte Vertrauen und die Möglichkeit, insbesondere die Perspektive der Patientinnen 
und Patienten in dieses Verfahren einzubringen, bin ich sehr dankbar.

Die enorme Resonanz zeigt, dass viele Menschen die aktuelle Entwicklung in der psychotherapeutischen 
Versorgung mit großer Sorge beobachten. Deshalb freuen wir uns weiterhin über Unterstützung und 
zusätzliche Mitzeichnungen der Petition.

Informationsmaterialien und QR-Codes zur Petition können gerne weitergegeben oder beispielsweise in 
Praxen ausgelegt werden, um weitere Betroffene und Unterstützende zu erreichen.

Unser gemeinsames Ziel bleibt, dass die Versorgung psychisch belasteter Menschen politisch ernst 
genommen und nachhaltig gesichert wird.

Herzlichen Dank!


